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Brüssel, 18. April 2002

(8�.RPPLVVLRQ� JHQHKPLJW� ),)$�%HVWLPPXQJHQ
�EHU�6SLHOHUYHUPLWWOHU

1DFK� ODQJHQ� *HVSUlFKHQ� PLW� GHP� :HOWIX�EDOOYHUEDQG� �)pGpUDWLRQ
,QWHUQDWLRQDOH� GH� )RRWEDOO� $VVRFLDWLRQ�� ),)$��� KDW� GLH� .RPPLVVLRQ� GDV
9HUIDKUHQ�]XU�8QWHUVXFKXQJ�GHV�6SLHOHUYHUPLWWOHU�5HJOHPHQWV��PLW�GHP�GHU
9HUEDQG�GHQ�=XJDQJ�]XP�%HUXI�GHV�6SLHOHUYHUPLWWOHUV�UHJHOW�XQG�JHJHQ�GDV
PHKUHUH� %HVFKZHUGHQ� EHL� GHU� HXURSlLVFKHQ� :HWWEHZHUEVEHK|UGH
HLQJHUHLFKW�ZRUGHQ�ZDUHQ��HLQJHVWHOOW��$QODVV�I�U�GLHVH�(QWVFKHLGXQJ�ZDU�GLH
bQGHUXQJ� GHU� HLQVFKOlJLJHQ� %HVWLPPXQJHQ� GXUFK� GLH� ),)$�� 'LH
%HVFKZHUGHI�KUHU�KDWWHQ�X�D��LQ�GHP�9HUERW�I�U�%HUXIVIX�EDOOHU��GLH�'LHQVWH
QLFKW� YRQ� GHU� ),)$� ]XJHODVVHQHU� 9HUPLWWOHU� LQ� $QVSUXFK� ]X� QHKPHQ�� HLQHQ
9HUVWR��JHJHQ�GLH�:HWWEHZHUEVEHVWLPPXQJHQ� YHUPXWHW�� 'LH� QHXHQ�5HJHOQ
GHU�),)$��VLQG�I�U�GLH�.RPPLVVLRQ�DN]HSWDEHO��'DEHL�HUNHQQW�VLH�GDV�5HFKW
GHV�9HUEDQGHV�DXI�GHQ�(UODVV�YRQ�6WDQGHVUHJHOQ�DXVGU�FNOLFK�DQ��VRODQJH
GHU�=XJDQJ�]XP�%HUXI�XQHLQJHVFKUlQNW� XQG�RKQH�'LVNULPLQLHUXQJ�P|JOLFK
LVW��:LH� GDV� I�U�:HWWEHZHUEVSROLWLN� ]XVWlQGLJH� .RPPLVVLRQVPLWJOLHG�0DULR
0RQWL�DXVI�KUWH���ZXUGHQ�GLH�VFKZHUZLHJHQGVWHQ�%HVFKUlQNXQJHQ�EHVHLWLJW�
ZRKLQJHJHQ� GHU� REOLJDWRULVFKH� &KDUDNWHU� GHU� ),)$�/L]HQ]� ZHJHQ� GHU
QRWZHQGLJHQ�0RUDOLVLHUXQJ�GHV�6SLHOHUYHUPLWWOHUEHUXIV�JHUHFKWIHUWLJW�LVW�³

Aufgrund mehrerer Beschwerden hatte die Kommission eine eingehende Prüfung
der Regeln des Weltfußballverbandes FIFA (Fédération Internationale de Football
Association) für Spielervermittler eingeleitet. Im Zuge dieses Verfahrens hatte sie am
19. Oktober 1999 eine Mitteilung der Beschwerdepunkte an die FIFA gerichtet.

Nach Auffassung der Kommission stellte das FIFA-Reglement eine
wettbewerbsbeschränkende Vereinbarung dar, durch die Personen die Ausübung
dieses Berufs verweigert wurde, obwohl sie ausreichend qualifiziert waren. In
diesem Zusammenhang beanstandete die Kommission vor allem die obligatorische
Entrichtung einer hohen und zinsfreien Kaution. Infolge dieses Verfahrens hat die
FIFA ihre Bestimmungen überarbeitet und am 10. Dezember 2000 ein neues
Reglement erlassen, das am 1. März 2001 in Kraft trat und letztmalig am 3. April
2002 geändert wurde.

Mit der neuen Regelung wird der Zugang zum Spielervermittlerberuf von objektiven
und transparenten Kriterien abhängig gemacht und ist nicht länger jenen
vorbehalten, die zur Zahlung einer Kaution von 200.000 CHF (ungefähr 136.000
EUR) in der Lage waren. Die Kaution wurde durch eine Versicherungspflicht ersetzt.

Künftige Spielervermittler müssen für ihre Berufszulassung jetzt einen Multiple
Choice-Test absolvieren, der bei Erreichen der Mindestpunktezahl als bestanden
gilt. Die Prüfungstermine und der Großteil der Fragen sind in der ganzen Welt
identisch. Außerdem muss eine Berufshaftpflichtversicherung abgeschlossen
werden, die den Spielervermittler gegen Regressforderungen von Spielern oder
Vereinen bei Verstößen gegen die Grundsätze des Reglements absichert.
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Ferner ist ein beruflicher Ehrenkodex zu unterschreiben, in dem der Vermittler sich
zur Einhaltung der Grundsätze der Gewissenhaftigkeit, Transparenz und
Ehrenhaftigkeit sowie zur Führung einer Rechnungslegung verpflichtet.

Unter diesen Voraussetzungen ist die Kommission der Auffassung, dass das Ziel der
FIFA, eine korrekte und ehrenhafte Ausübung des Spielervermittlerberufs zu
gewährleisten und ihre Mitglieder vor nicht qualifizierten oder skrupellosen
Vermittlern zu schützen, schwerer wiegt als die mit dem Reglement verbundenen
Wettbewerbsbeschränkungen, und hat daher die Beschwerden zurückgewiesen.

Sollte sich allerdings zu einem späteren Zeitpunkt ergeben, dass dieses Ziel auch
ohne das FIFA-Reglement verwirklicht werden könnte, z.B. durch eine Regelung
seitens der Mitgliedstaaten oder durch Selbstregulierung auf hohem
berufsständischem Niveau, könnte die Kommission das FIFA-Reglement erneut
prüfen.

Die Kommission hat die beiden Beschwerden, die bei ihr eingegangen waren,
förmlich zurückgewiesen. Der Beschwerdeführer kann die Entscheidung der
Kommission binnen 2 Monaten vor den EU-Gerichten in Luxemburg anfechten.


